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Merkblatt 

§ 16 

. Sozialgerichtsgesetz (SGG) 

(1) Das Amt des ehrenamtlichen Richters kann nur ausüben, wer Deutscher ist und 
das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 

(2) aufgehoben 

(3) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Versicherten kann auch sein, wer arbeits­
los ist oder Rente aus eigener Versicherung bezieht. Ehrenamtlicher Richter aus 

• Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein, wer vorübergehend oder zu gewissen 
Zeiten des Jahres keine Arbeitnehmer beschäftigt. 

• 

(4) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitgeber können sein 

1. Personen, die regelmäßig mindestens einen versicherungspflichtigen Arbeit­
nehmer beschäftigen; ist ein Arbeitgeber zugleich Versicherter oder bezieht er 
eine Rente aus eigener Versicherung, so begründet die Beschäftigung einer 
Hausgehilfin oder Hausangestellten nicht die Arbeitgebereigenschaft im Sinne 
dieser Vorschrift; 

2. bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Perso­
nen, die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrages allein oder als 
Mitglied des Vertretungsorgans zur Vertretung der juristischen Person oder 
der Personengesamtheit berufen sind; 

3. Beamte und Angestellte des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie bei anderen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nach näherer Anordnung der zuständigen 
obersten Bundes- oder Landesbehörde; 

4. Personen, denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist oder Angestellte, 
die regelmäßig für den Arbeitgeber in Personalangelegenheiten tätig werden. 

5. Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen von Arbeitgebern sowie 
. Vorstandsmitglieder und Angestellte von Zusammenschlüssen solcher 
Vereinigungen, wenn diese Personen kraft Satzung oder Vollmacht zur 
Vertretung befugt sind. 

(5). Bei Soiiälgerichten, in deren. Bezirk wesentliche Teile der Bevölkerung in der 
Seeschiffahrt beschäftigt sind, können ehrenamtliche Richter aus dem Kreise der 
Versicherten auch befahrene Schifffahrtskundige sein, die nicht Reeder, Ree­
dereileiter (Korrespondentreeder, §§ 492 bis 499 des Handelsgesetzbuches) oder 
Bevollmächtigte sind. 
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(6) Die ehrenamtlichen Richter sollen im Bezirk des Sozialgerichts wohnen oder 
ihren Betriebssitz haben oder beschäftigt sein. 

§ 17 SGG 

(1) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters ist ausgeschlossen: 

1. wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder wegen einer vorsätzlichen tat zu einer Freiheitsstrafe von 
mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist, 

2. wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der fähigkeit zur Beklei­
dung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, 

3. wer infolge gerichtlicher Abordnung in der Verfügung über sein Vermögen be-
schränkt ist, • 

4. wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nicht besitzt. 

(2) Mitglieder der Vorstände von Trägern und Verbänden der Sozialversicherung, der 
Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigung und der Bundesanstalt für 
Arbeit können nicht ehrenamtliche Richter sein. Davon unberührt bleibt die Re­
gelung in Absatz 4. 

(3) Die Bediensteten der Träger und Verbände der Sozialversicherung, der Kassen­
ärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen und der Dienststellen der Bun­
desanstalt für Arbeit und der Kreise und kreisfreien Städte können nicht 
ehrenamtliche Richter in der Kammer sein, die über Streitigkeiten aus ihrem 
Arbeitsgebiet entscheidet. 

(4) Mitglieder der Vorstände sowie leitende Beschäftigte bei den Kranken- und Pfle-
gekassen und ihren Verbänden sowie Geschäftsführer und deren Stellvertreter • 
bei den Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen sind als ehren-
?mtIi9he Ri9hter in den Kammern f()r Angelegenheiten de? Vertragsar:.~rechts 
nicht ausgeschlossen. 

(5) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht, der zum ehrenamtlichen 
Richter in einem höheren Rechtszug der Sozialgerichtsbarkeit berufen wird, endet 
mit der Berufung in das andere Amt. 

§18SGG 

(1) Die Übernahme des Amtes aJs ehrenamtlicher Richt,er ki3-nn nur ?b1t?hnen, 

1. wer das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet hat, 

2. wer in den zehn der Berufung vorhergehenden Jahren als ehrenamtlicher 
Richter bei einem Gericht der Sozialgerichtsbarkeit tätig gewesen ist, 



• 

• 
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3. wer durch ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit so in Anspruch ge­
nommen ist, daß ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden 
kann, 

4. wer durch Krankheit oder Gebrechen verhindert ist, das Amt ordnungsgemäß 
auszuüben, 

5. wer glaubhaft macht, daß wichtige Gründe ihm die Ausübung des Amtes in 
besonderem Maß erschweren. 

(2) Ablehnungsgründe sind nur zu berücksichtigen, wenn sie innerhalb von zwei Wo­
chen, nachdem der ehrenamtliche Richter von seiner Berufung in Kenntnis ge­
setzt worden ist, von ihm geltend gemacht werden. 

(3) Der ehrenamtliche Richter kann auf Antrag aus dem Amt entlassen werden, wenn 
einer der in Absatz 1 Nummern 3 bis 5 bezeichneten Gründe nachträglich eiritritt. 
Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der ehrenamtliche Richter seinen Wohnsitz 
aus dem Bezirk des Sozialgerichts verlegt und seine Heranziehung zu den Sit­
zungen dadurch wesentlich erschwert wird. 

(4) Über die Berechtigung zur Ablehnung des Amtes oder über die Entlassung aus 
dem Amt entscheidet die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus 
bestimmte Kammer endgültig. 

§ 19 SGG 

(1) Der ehrenamtliche Richter übt sein Amt mit gleichen Rechten wie der Berufsrich­
ter aus. 

(2) Die ehrenamtlichen Richter erhalten eine Entschädigung nach dem Gesetz über 
die Entschädigung der ehrenamtlichen Richter .. 

§ 20 SGG 

(1) Der'ehrenamtliche Richter darf in ~er Übernahme oder Ausübung des Amtes 
nicht beschränkt oder wegen der Ubernahme oder Ausübung des Amtes nicht 
benachteiligt werden. 

(2) Wer einen anderen in der Übernahme oder Ausübung seines Amtes als ehren­
amtlicher Richter beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausubung des 
Amtes benachteiligt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 



- 4 -

§ 21 SGG 

Der Vorsitzende kann gegen einen ehrenamtlichen Richter, der sich der Erfüllung 
seiner Pflichten entzieht, insbesondere ohne genügende Entschuld igung nicht oder 
nicht rechtzeitig zu den Sitzungen erscheint, durch Beschluß ein Ordnungsgeld fest­
setzen und ihm die durch sein Verhalten verursachten Kosten auferlegen . Bei nach­
träglicher genügender Entschuldigung ist der Beschluß aufzuheben oder zu ändern . 
Gegen den Beschluß ist Beschwerde zulässig. Über die Beschwerde entscheidet die 
durch das Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus bestimmte Kammer des 
Sozialgerichts endgültig. Vor der Entscheidung ist der ehrenamtl iche Richter zu 
hören. 

§ 22 SGG 

(1) Der ehrenamtliche Richter ist von seinem Amt zu entbinden, wenn das 
Berufungsverfahren fehlerhaft war oder das Fehlen einer Voraussetzung für seine 
Berufung oder der Eintritt eines Ausschließungsgrundes bekannt wird. Er ist 
seines Amtes zu entheben , wenn er seine Amtspflichten grob verletzt. Er kann 
von seinem Amt entbunden werden , wenn eine Voraussetzung für seine Berufung 
im Laufe seiner Amtszeit wegfällt. Soweit die Voraussetzungen für eine Amtsent­
bindung vorliegen , liegt in ihrer Nichtdurchführung kein die Zurückverweisung 
oder Revision begründender Verfahrensmangel. 

(2) Die Entscheidung trifft die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im Voraus 
bestimmte Kammer. Vor der Entscheidung ist der ehrenamtliche Richter zu 
hören. Die Entscheidung ist unanfechtbar. 

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 zuständige Kammer kann anordnen, dass der ehren­
amtliche Richter bis zur Entscheidung über die Amtsentbindung oder Amtsent­
hebung nicht heranzuziehen ist. Die Anordnung ist unanfechtbar. 

§ 35 SGG 

(1) Die ehrenamtlichen Richter beim Landessozialgericht müssen das dreißigste Le­
bensjahr vollendet haben; sie sollen mindestens fünf Jahre als ehrenamtliche 
Richter bei einem Sozialgericht gewesen sein . Im übrigen gelten §§ 13 bis 23. 

(2) pp. 
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Gesetz 
zur Prüfung von Rechtsanwaltszulassungen, 

Notarbestellungen und Berufungen ehrenamtlicher Richter 
vom 24. Juli 1992 (BGBI. 15. 1386) 

§9 

(1) Zu dem Amt eines ehrenamtlichen RicHters soll nicht berufen werden, wer 

1. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit versto­
ßen hat oder 

2. wegen einer Tätigkeit als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repu­
blik im Sinne des § 6 Abs. 4 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes vom 20. Dezem­
ber 1991 (BGB!. I S. 2272) oder als diesen Mitarbeitern nach § 6 Abs. 5 des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes gleichgestellte Person für das Amt eines ehren­
amtlichen Richters nicht geeignet ist. 

(2) Die für die Berufung zuständige Stelle kann zu diesem Zweck von dem Vorge­
schlagenen eine schriftliche Erklärung verlangen, daß bei ihm die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 nicht vorliegen. . 

(1) Ein ehrenamtlicher Richter ist von seinem Amt abzuberufen, wenn nachträglich in 
§ 9 Abs. 1 bezeichnete Umstände bekannt werden. 

(2) Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften, die im übrigen.für die Abberu­
fung eines ehrenamtlichen Richters der jeweiligen Art gelten, soweit in den Ab­
sätzen 3 und 4 nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Wenn ein Antrag auf Abberufung gestellt oder ein Abberufungsverfahren von 
Amts wegen eingeleitet worden ist und der dringende Verdacht besteht, daß die 
Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 vorliegen, kann das für die Abberufung zustän­
dige Gericht anordnen, daß der ehrenamtliche Richter bis zur Entscheidung über 
die Abberufung das Amt nicht ausüben darf. Die Anordnung ist unanfechtbar. 

(4) Die Entscheidung über die Abberufung ist unanfechtbar. Der abberufene ehren­
amtliche Richter kann binnen eines Jahres nach Wirksamwerden der Entschei­
dung die Feststellung beantragen, daß die Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 nicht 
vorgelegen haben. Über den Antrag entscheidet das nächsthöhere Gericht durch 
unanfechtbaren Beschluß. Ist das nächsthöhere Gericht ein oberstes Bundesge­
richt oder ist die Entscheidl.mg von einem obersten Bundesgericht getroffen wor­
den, entscheidet ein anderer Spruchkörper des Gerichts, das die Entscheidung 
getroffen hat. Ergibt sich nach den Sätzen 3 und 4 kein zuständiges Gericht, so 
entscheidet das Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die Entscheidung getroffen 
worden ist; in den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen tritt an die Stelle des Oberlandesgerichts der be­
sondere Senat des Bezirksgerichts, soweit noch kein Oberlandesgericht besteht. 

(Merkblatt: Stand November 2013) 


